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DerVeranschlagder GemeindeWienfür1934 .
Beginnder BudgetverhandlungenimRathaus.

Der WienerStadtsenat gebannheute in gemeinsamerSitzung
mit demstädtischen Finanzausschussdie Beratungüber denVoranschlagder
BundeshauptstadtWienfür dasJahr1934 .DieVerhandlungenleiteteStadt-¬
rat Dr .Dannebergmit einemeingehendenBericht ein ,in demerausführte :

Wiesehr sich die Finanzlage der Gemeindedurch dieNot¬
verordnungender Regierungveränderthat ,Sieht manaus der Tatsache ,dass
das Budget,wennes ohneRücksichtauf die Eingriffe des Bundesaufge-¬
stellt wird ,einen Abgang von nur 23 ' 8Millionen Schilling ausweist ,einen
Ahgang,der7 Prozent des Gesamterfordernissesausmacht .Berücksichtigtman
ferner ,dassdie imheurigenJahrAzabeschlossenenPersonalkürzunge
imAusmassevon ' 2Prezent ,diebekanntlichnurbisEndeDezemberdesheu¬
rigenJahresterminiertsindauchfür dasnächsteJahrGeltunghaben /wer-¬
den,so sinkt das Defizit auf 17 ' 8Millionen Schilling in einem
Budget ,in demnochdervolleErtragderWohnbausteuerfürWohnhausbauten
ausgegebenwürde .DieGemeindekönntealso ,wenndieEingriffedesBundes
nichtwären ,fürdasnächsteJahrglattwegeinausbalanziertesBudgetvor-¬legenohneirgendwelcheSteuer -uddrTariferhöhungenvornehmenzumüssen.
DurchdieNotverordnungen,diederGemeindezumTeilEinnahmenentzogen,
zumTeil Lasten auferlegt haben,erhöht sich der AbgangimGemeindebudget
von2318auf108,376. 000Schilling,alsoaufeinenenormenBetrag ,für
dessen Bedeckungso weit wie möglichVorsorgegetroffen werdenmuss . Wiein
denBedeckungsvorschlägenangeführtwird ,ist geplantdieBedeckungdakinzu
suchen,dassimnächstenJahredieInangrdffnahmeneuerWohnhausbautenun¬
terbleibt “dasseineAngleichungderBezügederstädtischenAngestellten
undPeniionistenandiederBundesangestelltenerfolgen ,dassSparmassnahmen
durch Pensionierungen . . . durchgeführtwerdensollen und dass eineAbfuhr
derstädtischenGas -undElektrizitätswerkeandieHoheitsverwaltungim
Betragevon25Millionenerfolgensoll ,diehereingebrachtwerdensoll170teils durchTariferhöhungen,durchVerwendungeinesToilsderAb-¬
schreibungenfür Investitionszwecke.AuchdannbleibtnocheinRestbetrag
von 35 ' 2Millionen S offen ,für don,soweit nicht noch Rücklagenvorhanden
sind ein BedeckungdurchKroditoperationengesuhtwerdensoll .DerVoran¬
schlag ,wieer sichunterBerücksichtigungderNotverordnungendarstellt
weist ain Dofizit auf ,das ungefährso hochist wiederLastonbeitrag,den
derBundfürdieJahre1933und193hderGemeindemitje , 36MillionenS
auferlegt hat .Durchdie vorgesehenenMassnahmenwärees also möglicheine
Dockungfür alle VerkustezufindenmitAusnahmeder36MillionenS ,dieal
LastenbeitragderGemeindeandenBundhinzugekommensind .Jüngstwarin
einer Zeitung eine Mitteilung des Finanzministers zu lesen ,die er einer Or¬

ganisationvonGemeindeangestelltengemachthat ,die Bundesregierunghabe
wohlein gewissesInteressedaran ,dassdie BezügederGemeindeangestellten
an die der Bundesangestelltenangeglichenwerdendie Bundesregierunghabedas
abernichtvonderGemeindeverlangt .Dashat auchniemandbehauptet .Aberes
ist bekannt ,dass die Massnahmen: ! gegen die GemeindeschonvondemfrüherenFinanzministerdamitbegründetwürden,dassesder
Gemeindenochimmersehrgutgehe ,dasie auslaufendenMittelnWohnhäuser
baueundnochimmerMittelfinde ,umihreAngestelltenbesserzuzahlenals
der Bund .Nun ist es tatsächlich eine Konsequenz der ungeheuren Geldent¬

ziehungen ,dassdie GemeindekeineneuenWchnhäuserfür 1934bauenunddie722
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BezügederGemeindeahgestelltenandiederBundesangestelltenangleichen
muss . Niemandwird den Beweiserbirngen können ,dasses molichwäre,ein
aktives Gemeindebudget aufzustellen,wenn man die Personalkosten der Ge - ¬

meindeunverändertäässtundsie nichtandiedesBundesangleicht ,weil
sn grosse Beträge auf anderemWegenicht eingespart werdenkönnen .Der
Sachaufwandist ja schonseit1931schrittweisevoneinemJhrzumande-¬
ren reduziert worden ,in manchenPunktenviel zu sehr .DieSparmassnahmen
auf diesenGebiete ,die anderenFaktorenerwünschterscheinenmögen ,haber
sehrnachteiligeFolgen .EineReduktienderGehälterderGemeindeangestll-¬
ten bedeuteteine sehr starke Einschränkungin der Lebenshaltungzehntau-¬
senderMenschenundhatdamitihreRückwirkungaufGewerbeundHandelin
derganzenStadt .UndwenndieGemeindenichtmehrin derLageistInvesti¬
tienen zu machen ,hat das natürlich seine Folgenfür Industrie undGewerbe
vorallemfürdasB,ugewerbe,mitallemwasdamitzusammenhängt. EsistgarkeinZweifel ,dassdiesesehrstarkeEinschränkungderInvestitions-¬
tätigkeitderGemeindedieArbeitslosigkeitinEinnleidervermehrenwird,und,zwe Pn it ErWährenddie Gemeindebisheralles/getanhat umdie Arbeitslosigkeitin

Wien relativ niedrig zu halten .Die gesamten Investitdonen machenfür
dasnächsteJhr nur12 ' 5MillionenS aus ,zudenenallerdingsnoch
arbeitschaffendeAusgabenfür Gemeindeerhaltungen,Materialienetc .von
insgesamt34MillionenSkommen,sodassimganzenimmerhindoch16 ' 5Mil¬
lionen S aus diesemBudgetdemArbeitsmarktunmittelbarzugutekommen,al - ¬
lerdingsvielweniger ,als wasimVerhältnisvonderGemeindeinfrüheren
Jahrenaufgewendetwerdenkonnte.Eswirdwiederholtbehauptet,derBund
habein der Lge,inder er selbst sich befinde ,nichtandersverfahren
können,erhabesichvonderBelastungbefreienmüssen ,wiesie durchden
Steuerrückgang anf Grundder Gewährleistungsklausel für ihneingetreten
ist under habeüberdiesvonder Gemeindeeinen Kostenbeitragfürsein
eigenes Budgetverlangenmüssenumdas Gleichgewichtim Bundesbudgetber¬
stellenzukönnen. DerBund,derja dereigentlicheHerrderSteuergesetzge-¬
bungist ,hat ,seitdemvomJahre1930angefangeninfolgederKriseein
RückganginseineneigenenEinnahmeneingetretenist ,immerwiederdafür
gesergt,dassdieseEinnahmenrückgängewettgemachtwerdendurchSteuerer¬
höhungen,durchEinführungneuerSteuern,durchZoll -undTarifregulierungeundsoweiter .Sokommtes ,dassderBundseineEinnahmenin derKrise
keineswegsverringerthat
M .

Dazukommtnech ,dasser
die36MillionenSeinfachderGemeindeweggenommenhatumauchnochauf
dieseWeise,fürdiedurchdieFrisegesenktenSteuereingängeeinenErsatz% Karde ezuhaben. kann derBund 1 ,Sõine Budgetsfür 1933und1934seienausgeglichen .Daser dadurcheinDefizitbeiderGemeindein demselbenBe-¬
trageerzeugt,bleibtdabeiausserBetracht.ErüberlässteinfachdieSorge
fürdieDeckungdesDefizitsderGemeinde.Dasist gewisskeinevomge-¬samtösterreichischenStandpunktzweckmässigeFinanzpolitik .DerBundhat
esabernichtdabeibewandenlassen ,fürseineigenesBudgetderGemeinde
Einnahmenzuentziehen,erhatauchdieeigenenSteuernderGemeindeattak-¬
kiert . SoergibtsichbeiderNahrungs- oderGenussmittelabgabeallein
einEntgangvor “ 6MillionenS .AndereSteuerfragensindwiebekannt,derzeitnochinSchwebe.FüreinensolchenEntganganSteuernmusssichdie
GemeindeeinenErsatzanEinnahmenschaffen,wenndieAusgabeneinschränkungnichteinenUmfangannehmensoll ,derdieganzeExistenzderGemeindever-¬723
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waltungbedroht .Die Gesamteinnahmender Gemeindeaus den eigenenAbgaben
undaus denZuschlägenzu denBundesteuernsind mit 133 ' 5MillionenS
veranschlagt ,wovonaber ' 6MillionenS für die Nahrungs -oderGenuss-¬
mittelabgabe und Mindereinnahmenan Lustbarkeitsabgabe derBundestheater
undder Ravagabzuziehensind ,sodass an Einnahmennur 128 ' 5MillionenS
übrigbleiben ,gegenübereinemHöchststandaneigenenSteuereinnahmender
Gemeindevon210MillionenS ,wieer nochvoreinigenJahrenzuverzeich¬
nenwar. Esist jetzt beliebt ,diesenausserordentlichenEinnahmenrückgang
als eine Konsequenzder falschenPolitik der Gemeindehinzustellen .
In Wirklichkeitist er nur eine Konsequenzder Wirtschaftskrise ,eineKon-¬
sequenz ,die deshalbvoll in Erscheinungtritt ,weil es die Gemeindeunterlassenhat ,gleichdemBundesSteuererhöhungenvorzunchmen,diedenRück¬
gangandererSteuernwettmachensollen .Würdemaneine Rechnungdarüber
aufstellen ,wasvondenneuenSteuern ,diederBundseit 1931gemachthat ,
vonder WienerBevölkerungallein aufgebracht werdenmuss ,würdemanzuei
Summekommen,diesichwahrscheinlichvonderGesamtsummederWienerGe-¬
meindeeinnahmennicht wesentlichunterscheidet . Esist also nicht so ,dass
infolgeeinerfalschenFinanzpolitikderGemeindeWiendieWienerBevöl-¬
kerungausgeblucetist ,sondernvielmehrso ,dassdie Gemeindenichtin
dieLagegekommenist ,ihreSteuernaufdienötigeHöhezubringen,sondern
dassderBunddasfür sichselbstbesorgtunddieseSteuererhöhungenden
Steuerträgerndadurcherträglichermacht ,dasser derGemeindeSteuernweg-¬
nimmt .Dafindet . B .der Bundauf einmal die Kinosteuer der Gemeindeuner¬WienerDassträglich . er von den/Kinos ' 2Millionen S Warenumsatzsteuereinhebt
davonsprichter nicht,ebensowenigdavon ,dasser ihneneineWochenschauauf
genötigt hat ,die demkleinsten KinoimJahr 2000Schilling Auslagenver-¬
ursacht ,dasist beinahesoviel ,wiedieLustbarkeitsabgabefürdiesekleinatenKinosausmachz.

Bsædtrat Danneberg bespricht sodann die einzelnen Steuern
und kommtin diesem Zusammenhanginsbesondere auf die Biersteuer zuspre¬

chen. EsgibtbekanntlichzweiBiersteuern,eineimAusmassvon6Schilling
undeinevon ' 80Schilling .Dieseletztereist für1934miteinemErtrag
von S 2,280 . 000veranschlagt .Auf Grund des letzten Abgabenteilungsgesetzes
mussdie GemeindeWienaberandie anderenLänder diese "Bier¬
steuer mit einemgarantierten Mindestertragvon ' 5MillionenSabliefern .ungefähr
Dasheisst,dieGemeindezahltandieLänder/dasdreifachedessen ,wassiei 5vond
einnimmt .der Bundeine ihn salbst troffende Garantieklauselgegenüber
der GemeindeWienaufgehobenhat ,indemer erklärte,einesolcheGarantio¬
klauselsei unterdenvölligverändertenVerhältnissennichtaufrechtzu¬
erhalten ,soll sdieseGaranticklauselhinsichtlichderBiersteuor ,dieuns
so ausserordentlichbelastet ,weiterGeltunghaben . Eserscheintunsnot¬
wendig ,diese Bestimmungebensowiedie anderenBestimmungendieWien
einen Lastenausgleichzugunstender anderenLänderauferlegen ,abzuschaffen ,
weil die Verhältnissefür Wienganzanderegewordensind .

St . R.Dr .Danrebergerinnert sodanndaran ,dassderLasten¬
ausgleich ,derWienauferlegtist ,imBudgetnichtunterzubringenseiund
daherauf eine Kreditoperationverwiesenwerde .Vomvolkswirtschaftlichen
Standpunkt aus ist es sicher nicht richtig,unter normalenVerhältnissen
eineKreditoperationzuempfehlen,umein Budgetdefizitzudecken .DieAb-¬or ds
Hermalität ,die heute Gemeindebudget entstanden ist ,ist darauf zurück¬

zuführen ,dassderBunddenBogenüberspannthat . Wirhaltenes aberfürnötig
in dieser Fragenocheinmalan denBundheranzutreten ,unddneForderungauf¬
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zustellen ,dass der Bund,wenner den Betrag von 36 Millionen S nicht durch
eigeneSteuernhereinbringenwill ,diese Last sowiedas sogenannteBundes-¬
präzipuumauf alle Länderverhältnismässig umlegeundnicht Wienallein
damitbelaste .

Wir haben noch eine dritte Forderung zu stellen .Da die Ge¬

meindeinfolgederungeheurenEinengungihrer Mittelnichtimstandeist ,
Investitionsarbeitenin Wienin einemausreichendenUmfangeselbst zube¬
sergenmusssie imInteresse der WienerBevölkerung ,des ganzenWienerGe- ¬
werbesundder WienerArbeitslosen verlangen ,dass der BundbeidenInvesti
tionen ,die ihmdurch den Erlös der Trefferanleihe ermoglichtsind,möglichs
viel auf WienerBodenvollziehen .Es wärevöllig verfehlt ,wennderErlös
dieserAnleihe ,derzumüberwältigendenTeilin Wienaufgebrachtworden
ist ,ganzin die anderenLänderabfliesse ,undwennnicht ein sehrnamhafter
Teil davonzu Invesitionen auf WienerBodenverwendetwerdenwürde .

„ Wonndie
Gemeindeunter so ungeheuerschwierigenVerhältnissenein solchesBudget
überhaupt noch erstellen konnte ,dies zum guten Teil der Tatsache zuver¬

dankent,dass andersals beranderenöffentlichenKörperschaftender
SchuldendienstimBudgetderGemeindesogutwiegarkeineRollespielt .
DerSchuldendienstderGemeindeimeigenenWirkungskreismachtnichtmehrals rund1 Millionaus .DieseTatsachebewirktes ,dass dasGemeindebudget
so elastisch seinkonnte .

ZumSchlusseberührtSt . . Dr.Dannebergdie Frage,obesni
zweckmässigwäre ,dieBeratungdesBudgetshinauszuschieben,dabekanntlich
die Regierung einige Veränderungen von Steuern wünscht und einige Steuer - ¬

fraganin Schwebesind .Dazuerklärte er ,manhabesich deit demMonate
MärzdiesesJahresdarangewöhntin einemSchwebezustandzulebenundman
weissvoneiner Wochezur anderennicht ,waszu schwebenbeginnt .Eswäre
gewisswünschenswert ,wennmanmit einemstabilisierten Zustandrechnen
könnte ,weil sich die unheilvollenFolgeneines solchenSchwebezustandesin
der ganzenöffentlichenVerwaltungzeigen . Wirsind ,sagt Dr .Danneberg,
meinerMeinungnachverpflichtet ,zuderselbenZeit ,zuderdieGemeinde
auchsonst an die Beratungihres Voranschlagesherangegangenist ,dieseBe
ratungdurchzuführen .Fürdie Kreditfähigkeitder Gemeindeist esjedenfall
das Zweckmässigste,das Budget rechtzeitig der Verabschiedungzuzuführen ,
damitdieganzeBevölkerungweiss ,aufwelcherGrundlagedieGemeindeihreVerwaltungzu führengedenkt.

St . . Dr.Dannebergunterbreitet schliesslich folgendedrei
Entschliessungen :

„ DieBundesregierungwirdaufgefondert,denBetragven72MillionenSchilling,derihrfürdieHerstellungdesGleichgewichtesim
Bundeshaushaltfür die Jahre 1933und1934fehlt ,durch Massnahmenim
eigenenWirkungskreisaufzubringen.Solltesie denWegwählen ,einenBeitraganderergöffentlich -rechtlicherKörperschaftenzu verlangen,wiediesim
Jahre1924durchdie EinführungdesBundespräzipuumsvonje 10Millienen
Schilling bei der Abgabenteilunggeschehenist ,so wird dieBundesregie-¬
rung aufgefordert ,den Beitrag sowie das bisherige Bundespräzipuumauf
alle Länderverhältnismässig umzulegenundnicht Wienallein damitzubelasten . "

" Die Bundesregirung wird aufgefordert,ehhstens dafürzu
sorgon ,dassder Lastanausgelich ,der Wienunterheutenicht mehrbestehenden
Voraussetzungenbei der letzten Abgabenteilungim Jahre 1931zugunstenderanderenLänderundGemeindenauferlogtwordenist ,aufgehobenwirdundinsbesonderedemunhaltbarenZustandein Endebereitet wird ,dassderEr¬
trag der WienerBiersteuer von ' 80Schilling pro Hekteliter ,die nurmehr2,280 . 000Schilling einbringt ,mit demgarantierten Batrag von6,500 . 000
Schilling an die anderenLänderabgeliefert ,werdenmuss" .725



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIEDRICHV .Blatt Wien,am. . . .

" DieBundesregierungwird aufgefordert ,in Anbetrachtder
Tatsacho ,dassdergrössteTeilderTrefferanleihein Wiengezeichnet
worden ist ,und in Anbetracht der Tatsacho ,dass die Kräfte der Gemeinde
infolge der finanziellen Massnahmendes Bundes für nennenswerteInvesti¬
tienen nicht ausreichen ,einen grossen Teil des Erlöses aus der Trefferan¬
leihe auf Wiener Bodenzu verwenden ,damit das Wiener Baugewerbevordem
Ruinzu bewahrenundaucheine Belebunganderer Industriezweigeherbei¬zuführen .

StadtratKunschakerklärt ,dasssichdervorliegendeVoran-¬
schlag nicht nur in seiner Konstruktion von den früherenVoranschlägen
unterscheidet,sondern auch in der Tatsazhe,was seine Ziffern besagen .
Es ist ein Elendsvoranschlag,der uns befürchten lässt ,dass das Jahr 1934
für die WienerBevölkerungund für das Wirtschaftsleben von Wieneinsehr
ungünstiges werdenwörd,wenndie Dingedie Entwicklungnehmen ,wie sie der
Voranschlagdarstellt .DerVoranschlagist aberaucheinVoranschlagder
Unaufrichtigkeit.Dasleitet sichschondarausab ,dassderReferentoffenba
davonausgegangenist ,dieDingenichtsodarzustellen,wiesiewirklichsir
der Referent hat bei der Erstellung des Voranschlages politische Tenden¬
zenverfolgt,wassichschondarausergibt ,dassimVoranschlagaufdieMass
nahmen der Bundesregierung keine Rücksicht genommen worden ist . Wirfinden
an dieser TendenzkeinenGeschmackundschongar nicht an derGarnierung
dieserTendenz.SiehabeneinenVoranschlagaufgestellt,vondemSiewissen,
dasser nichtwahrist ,weilSieaufdie gegebenenTatsachenabsulutkeine
Rücksichtgenemmenhaben .So nimmt . B .der Voranschlagauf die vomGemeind.
rat beschlossenenKürzungender PensionenundGehälter derAngestellten
keineRücksicht.BeidenBezügenderFunktionäresinddieungekürztenBezüg
fürdreinichtamtsführendeStadträteeingesetzt,obwohlesnurzweigibt
undobwohlderenBezügebei der letzten Gehaltsregulierungum15Prozent
gekürztwordensind .SchonindiesemBelangegibtderVoranschlageinganz
falschesBild ;SiehabendaaufKostendesAnsehensdernichtamtsführendenStadträte eine stille Reserveeingebaut .Ebensoverhält es sich mit denBe- ¬
zügender Gemeinderäte .Die Zahl der Gemeinderatsmitgliederist bekanntlich
um15geringergeworden ,aberauchdasist imVoranschlagunberücksichtigt
geblieben .Darausersieht man,dassan allen Eckenund EndendesVoranschlag
starkepolitischeTendenzenvorhandensind,undichmussschonsagen ,dass
sichdarinderderzeitigeFinanzreferentsehrungünstigvomfrüherenFinar
referentenunterscheidet. St.R .Danneberghat sichgegendenVorwurfge-¬wendet,dassdie FinanzpolitikderGemeindedasWirtschaftslebenderStadt
ruiniert hat unddasssie eine unsinnigeist .TrotzdieserseinerBemerkung
behaupteich ,dasses unverkennbarist ,dassnebenderWirtschaftskrisein
einemsehr grossen Umfangedie Steuerpolitik der GemeinedeWienzusehr
schwerenSchädigungendes WienerWirtschaftslebensgeführt hat -Wirhaben
schonwiederholtfür dieseBehauptungkonkreteFälle aufgezeigt .DasAbwan¬
dern der wenigenreichenLeuteundder Industrie vonWienist aufdie
FinanzjolitikderGemeindeWienzurückzuführen.Wirhabenschonwiederholt
daraufaufmerksamgemacht,dassdieWienerSteuerpolitikdengeändertenVer-¬hältnissenangepasstwerdersoll .KeinSydtemkannaufdieDauerbestehen.
SieaberhaltenstarranjedemeinzelnenDetailIhresSteuersystemsfest,wasdazugeführthat ,dassdiesesSystemheuteunerträglichist . Wirhaben
schenbeiderBgratungdesRechnungsabschlussesaufeineRevisionvonGe¬
meindeabgabenhingewiesen ;Sie aber habendiesen Gedankenschroffzurück¬
gewiesen,stattunsereMeinungenundAnträgeunteranderenGesichtspunkten
zubeurteilen.Dasführtdazu ,dasssichinallenBevölkerungskreisendie726



Herausgeberund verantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIEDRICHVI .Blatt Wien ,am

Tandenzgeltendmacht ,nachMassnahmenzurufen ,die eineSchwächungder
Autonomieder Gemeinde darstellen .Ein solches Beginnenkannniemanden
recht sein ,demes mit der Autonomieder Gemeinde ernst ist .Ich binder
Meinung ,dass sich dr Finanzreferent entschliessen müsste ,das ganzeSystem
einer Prüfung zu unterziehen,weil dies für die Autonomieder Gemeindeund
für die Finanzen der Stadt Wienvon allergrösstem Vorteil wäre .Ichkann
immerwiedernursagen ,dasses eineunleugbaresachlicheundpolitischeNet
wendigkeitwäre,aneineRevisionderGemeindeahgabenzuschreitenundalles
auszumerzen,wasdenheutigenVerhältnissennichtmehrentspricht .Daist

. B.die Hauspersonalabgabe; sieist einePrämiefür die Entlassungzunächs
der männlichenHausgehilfenunddannfür die allgemeineReduzierungder
ZahlderHausgehilfinnenüberhaupt.AberauchbeidieserAbgabehaltenSie
an remSystemfest,setzen Sie allen unserenAnträgenein starresNein

entgegen .
St . R.DanneberghatdreiEntschliessungenvorgelegt;ichmuss

schonjetzt seine Hoffnungzerstören ,dass die drei Anträgeeinhelligbe¬
schlossenwerden .DieseAnträgesind nachpolitischen undnachsachlichen
Gesichtspunktenzubeurteilen.BeidersachlichenBeurteilungmüssenwir
feststellen ,dass wir dieser Anträgenicht bedürfen,weilwir schonseit

WochenunserenStandpunktderBundesregierunggegenüberinunmittelbaren
Verkehrvertreten .DasPräsidiumunseresKlubshat schonwirderholtbei
derRegierungvorgesprochenundichpersönlichhabeinsbesondereinder
letztenZeitwiederheltdeBundeskanzlerundMinisternunserenStandpunkt
klargelegt . Wirwerdenselbstverständlichauchin Hinkunftdiesenunseren
Standpunktbeibehaltenundwerdenals VertreterderWienerBevölkerungvon
derRegierungverlangen,inhervorragendemMasseaufdasWienerWirt-¬
schaftslebenRücksichtzunehmen.Tatsacheist ,dassauchdieBundesregierung
ernstlichbemühtist,inihreInvestitionspolitikdasGebietderGemeinde
Wieneinzubeziehen. Wirsindunsauchals Oppositionin diesemHaussehr
wohlbewusst ,dasswiranderVerpflichtung,diewirderWienerBevölkerung
gegenüberhaben ,nichtachtlosvorübergehendürfen .Beiderpolitischen
Beurteilungmussichfeststellen ,dassesunsunmöglichist,aneinerAktion
gegeneineRegierungteilzunehmen,die unsparteipolitischnahesteht. Wir
sind hier imHauseeine Minderheit ,die auf die GestaltungderGemeindever¬
waltungkeinenEinflussnehmenkann .SclangedieserZustandandauert,
könnenSie vonunsnicht verlangen ,dasswirunsbei der Abstimmungüber
die drei Entschliessungenmit Ihnen koalieren . Wirwerdenuns daheran
der Abstimmungüberdiesedrei Entschliessungennichtbeteiligen ,Behal-¬
ten unsabervor,unserenStandpunktunmittelbarimVerkehrmitderRegie-¬
rungzuvertreten .FürdenVoranschlagzustimmen,sindwirseöbstverständ-¬
lich nicht in derLage.
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St . RtinDr .Motzko erklärt ,der Voranschlag gebe keine Ver¬
gleichsmöglichkeit,erseiundurchsichtig.DieZiffernentsprechennichtden
Tatsachen,sieentfernensichimmermehrvomBodendr Wirklichkeit ,weilder vorliegendeVoranschlagebenauf die gegebenenTatsachenkeineRück¬
sicht nimmt .Die Rednerinbespricht die Wohnbaupolitikder Gemeinde ,wobei
sie erklärt ,dass die FormundGestaltungdes WienerWohnbausystemssich
nicht als tragbar erwiesen hat .Der Fehler ,den die Gemeindeverwaltungbegange
hat,war der ,dass Wohnungsbauund Wohnungsfürsorgeineinanderverschmol¬
zen wurden .Die weiteren Ausführungender Rednerin beschäftigen sich mitder
" ohnbausteuer insbesondere für die in der Inneren Stadt befindlichen Ge¬
schäftslokale .Dort beträgt die Wohnbausteuer70 ProzentdesHauptmietzin¬
ses oder 35 Prozentdes Friedensmietzinses .Dassind Verhältnisse ,diedie
Wirtschaft ruinieren müssen ,weshalbunter allen UmständeneineRevision
derWohnbausteuerverlangtwerdenmuss.DerVoranschlagzeigt ,dassSienicht
dieAbsichthaben,vonIhremSystemabzugehen,aberdieZeitunddieVer¬
hältnisse werdenSie zwingen ,den Wegeiner vernünftigenGebarunggehen
zumüssen .

In seinemSchlussworterklärtSt . . Dr.Dannebergbezüglich
desVorwurfesder UnaufrichtigkeitdesVoranschlages,dassdieserVorwurf
eine masslose Uebertreibung ist .Für diesechorrible Behauptung stützt sich
Stadtrat Kunschakauf die Tatsacheeiner Unrichtigkeiteiner Ziffer .Bei
derAngabederBezügedernichtsamtsführendenStadträteist tatsächlichein
bedauerlicherIrrtumentstandenundderBetragvon12. 500Schillingredu¬
ziert sichauf8,330Schilling .Aufdie KürzungenderPensionenundGehälter
konntein diesemVoranschlagnichtRücksichtgenommenwerden,weildiese
Gehaltsregulierungenmit31 .Dezember1933terminiertsind .DerVoranschlag
mussteaberrechtzeitigaufgestelltunddenGemeindeinstanzenvorgelegt
werden ;würdemanauf den Abschlussder zwiskhender Verwaltungund demPer - ¬
sonalschwebendenVerhandlungenwarten,hättemanmindestenseinBudgetpro¬
visoriumfür Jännerwerlangenmüssen ,wasderKreditfähigkeitderGemeinde
nicht vonNutzengewesenwäre . DieForm ,wieder Voranschlagerstellt wor¬
denist,ist die Korrektheitselbst .Völligunerfindlichist es,wiejemand
dieUebersichtlichkeitdesVoranschlagesbezweifelnkann .FrauSt .. Dr.Motzkomussdie Einleitungnichtgelesenhaben ,dennsic ist dasEntscheidende
Es ist keinepolitische Tendenz ,aufzuzeigen,umwases sichhandelt . Es
ist ja fürdis gesamte Wiener Bevölkerung von Interesse ,zu
wissen ,warumdie einschneidendenSparmassnahmenvorgenommenwerdenmüssen.
Esist hiergesagtworden,dasswirandengegebenenVerhältnissenachtlos
vorübergehen .Demist auchnicht so .WirhabenbekanntlichimSommereine
Realsteuerreformgeplant .Dasssie nichtzustandegekommenist,istnicht
unsereSchuld ;dieRegierunghatsie einfachabgelehnt. Wirhabenjetztwiederder RegierungVorschlägevorgelegt,umihre Meinungzuhören .

Esgehtnicht an zu behaupten ,dassdas WienerSteuer¬
systemvonderWienerBevölkerungeinhelligverurteiltwird.JedeWahlseit
1919 hat gezeigt ,dass das Wiener Volk sich mit einer wachsendenMehrheitzu
diesemSystembekenntundauchWahlen,dienjetztvorgenommenwürden,würden
kein anderes Ergebnis zeitigen . St . R.Dr .Dannebergäussert sich sddannzuden
vonder St . RtinMotzkovorgebrachtenZweifeln ,ob die einzelnen Steuernrich - ¬
tig präliminiertseien . WasdieWohnbausteuerbetriffft ,sohatdietechnische
DurcharbeitungbezüglichdesWohnbausteuerzuschlages,dieeinhinhalbJahre
gedauerthat ,dazugeführt ,dassdiePräliminierungimJhrel933nichtganz
richtigwar .Dadie Arbeitennunmehrabgeschlossensind,sindZweigelander
PräliminierungwohlnichtamPlatz .Vonden6 MillionenSEinnahmen,dieman
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bei der Nahrungs -oder Genussmittelabgabeangenommenhat ,sind infolgeder
Massnahmender Regierung ' 6Millionen Wabzurechnen .Die Bräliminierung der
FürsorgeabgabepasstsichmiteinemgeringenAbschlagdemErfolgvon1933
an .Das Gleiche gilt von der Fremdenzimmerabgabe. nuSt . . Dr .Dannebergäussert sein Bedauerndarüber ,dass die christlichsoziale Partei sichent¬
schlessenhabe ,bei denvonihmvorgelegtenEntschliessungen ,derensach .

StimmenenthaltunglicheRichtigkeitauchSt. . Kunschakzugebenmusste, zu
üben ,daes sichhierumgrossevonParteipolitikvölligunabhängigeIn¬
teressenderGemeindeWienhandelt .

EswirdhieraufbeschlossenindieSpezialdebatteeinzugehen
DieAnsätzederVerwätungsgruppeII werdengerehmigt.
Die von Stadtrat Dr .Dannebergunterbreiteten Entschliessunge

werdenbeiStimmenenthaltungderChristlichsczialenangenommen.
St . . Speiserreferdert sodann über den Voranschlag derVer¬

waltungsgrippe . Erverweist darauf ,dass in demPersonalaufwand ,dermit
S161,05. 050veranschlagtist ,diemit31 .Dezember1 .J .befristeteKür¬
zungderBezügeum ' 2Prozentnichtberücksichtigtist .DieseKürzungwürde
jährlichrundS6,000. 000einbringen.DajedochzurBedeckungdesBebarungs-¬
abgangsauchbeimPersonalabgangErsparungendurchAngleichungder
AktivbezügeundderPensionenandieBezügederBundesangstellteninder
HöhevonS20,000. 000vorgenommenwerdenmüssen,sindüberdie ' 2prozenti¬
geKürzunghimausnoch14,000,000S einzusparen .Ueberdie zurErzielung
diesesBetragesnotwendigenSparmassaahmensinddieVerhandlungenmitden
Angestelltenorganisationennochnichtabgeschlossen.VondenfürdasJahr
1933fürdenPersonalaufwandveranschlagten181,000. 000Swurdenbereits20,000 . 000Seingespart . " DerStandder Aktivenhat
sichgegenuberdemVorjahrum428Personenvermindert .Dajedochheuerum
rund 200Sadsonarbeitermehrbeschäftigt waren ,ist beimständigenPersonal
tatsächlich eine Verminderungumrund630Personeneingetreten .DerStandder
Penidonsparteienhat sich umrund300erhöht .BeindenstädtischenUnter¬
nehmungenwarenam . August193322. 148Persenenbeschä tigt ,derStandder
FensionistenbeddenstädtischenUnternehmungenbeträgt . 713. DieGemeinde
WienundihreUnternehmumgenbeschäftigtenam. Augustd .J .insgesamt46. 388
Personenundzahlbean20. 889PersonenRuhe-oderVersorgungsgenüsse,sodass
insgesamtrund67. 300PersonenvonderGemeindeGehalteoderPensionenbe-¬zichen .

St. . Kunschakbemängelt,dassFehlenvonPetailauswdisungen
zumBudgetundverlangtAufklärungübereinzelnePostendesVoranschlages
der GruppeI insbesondereüberdie SteigerungderAusgabenfür die DienstkleiderderMagistratsangestellten .

St . RtinDr .MetzkohältdamvomPersonalreferentenangekündig-¬
teweitereKürzungderPersonalbezügenichtfürdenrichtigenWeg,umErspa¬
rungenamRersonaletatvorzunehmen.DiebessereLösungwäreeinvernünftigernachsozialonGesichtspunktenvorgenommenerAbbau .DerAbbau,wieihndio
Gemeindevornimmt,erscheintunsallerdingsnichtzweckentsprechend.VorallemwehrttsichedieGemeindedagegen,dassnachdemApbauderFreiwilligen
diePensionsreifonabgebautwerden.SoweitessichumsehrtüchtigeBeamte
handolt ,könntenja auchhier direkteAusnahmengemachtworden .Fernermüsste
sich die Gemeindeauchmit demProblemdes Doppelverdienertumsauseinander-¬
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setzen .Sehrbedenklichist die Herabminderungder Lehrerzahl ,wodurch
derErfolgderSchulreformin Fragegestellt wird .DieRednerinverkangt

sodann Aufklärung über einzelne Posten und bezeichnet die imBudget

nochimmerenthaltenePostfür die Gmeindewacheals höchstüberflüssig.
St . . Speisererwidertder St . RtinDr .Motzko ,dassdieGemeind

sich bei demAbbauimallgemeinenohnehinan denGrundsatzhalte ,die
DienstälterenvordonDienstjüngerenabzubauen.Allerdingskannsichdie
Gomeindenichtentschliessen ,diegenerelleVerfügungeinerPensionierung
derBensionsreifenBoamtenzutreffen ,dasichunterdenpensionsreifenBo-¬
amtensehr tüchtige Bgamteunddazunochin einemverhältnissmässignicht
hohenLebensalterbefinden .DieSMeigerungder PostfürDienstkleider
gegenüber im Vorjahr erklärt sich daraus ,dass das Vorjahr ein Sparjahr

fürEigentumsstückewar ,inødemdiein diesemJahrfälligenNeuanschaffungen
nicht vorgenommenwurden .EineSteigerungder Geldausgabenaus diesemTitel
im vorliegenden Budgetist daherselbstverständlich .

DieAnsätzederGruppeI werdenhieraufgenehmigt.
StadtratHonayberichtetüberdenVoranschlagderVerwaltung

gruppefürWohlfahrtswesen.DieBruttoausgabenbetragen 97 ' 1Millione .
. Hierist vorallemdie starkeSteigerungderSpitalsverpfkegskostenbe-¬

merkenswert ,diegegenüher1933von ' 5auf11 ’ 9MillionenSgestiegen
sind .FürErhaltungsbeiträgesind14' 5MillionenS ,fürPflegegelderan
inder ' 5MillionenS ,fürSäuglingswäsche320. 000SundfürVerpflegs-¬
kostenin fremdenKrankenanstalten11 ' 9MillionenSpräliminiert .DieJu-¬
gendfürsorgeanstaltenerfordernimJhre1934rund ' 6MillionenS ,die
Versorgungshzuser,indenen8100Menschenverpflegtwerden,' 7MillionenS,
dieeigenenKramkenanstaltenrund6MillionenS ,diebeidenIrrenanstalten,indenenmehrals5000Geisteskrankeuntergebrachtsind ,erfordern' 7Mil-¬
lionen. StadtratHonayberichtetsodannübereinigeSparmassnahmen,
dieimWohlfahrtswesenimJahre1934unbedingtdurchgeführtwerdenmüssen,wobeijedochainegenerelleHerabsetzungderlaufendenUnterstützungen

nichterfolgenwird . EserfolgtauchkeineVerschlechterungderVerpfle¬
gungindeneinzelnenstädtischenAnstaltenebensowiediePfleglings-¬entschädigunganunverändertaufrechtbleiben .

SodannwnudedieVerhandlungunterbrochen .DieDobatteüberdenVoranschlagwirdmorgen,Mittwoch,fortgosetzt.
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